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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:   

 

1. Welche Auswirkungen hat das Urteil des Bundesfi-

nanzhofs vom 29. Juli 2015 XI R 35/13 für das Land 

Berlin? 

 

Zu 1.: Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 

29. Juli 2015, XI R 35/13, entschieden, dass eine private 

Arbeitsvermittlerin, die in den Jahren 2004 bis 2006 

Vermittlungsleistungen an Arbeitsuchende mit einem 

Vermittlungsgutschein nach § 421g Sozialgesetzbuch III 

(SGB III) erbracht und ihr Honorar deshalb unmittelbar 

von der Bundesagentur für Arbeit erhalten hat, eine aner-

kannte Einrichtung mit sozialem Charakter i. S. von Arti-

kel 13 Teil A Abs. 1 Buchstabe g der Richtlinie 

77/388/EWG (seit 1. Januar 2007: Artikel 132 Abs. 1 

Buchstabe g Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie) ist. Sie 

kann sich für die von ihr erbrachten Arbeitsvermittlungs-

leistungen an Arbeitsuchende unmittelbar auf die in dieser 

Bestimmung vorgesehene Umsatzsteuerbefreiung beru-

fen. 

 

Das BFH-Urteil ist bisher nicht im Bundessteuerblatt 

veröffentlicht und damit zunächst noch nicht über den 

entschiedenen Fall hinaus anzuwenden. 

 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat den 

obersten Finanzbehörden der Länder am 7. Juli 2016 den 

Entwurf eines begleitenden BMF-Schreibens zur Veröf-

fentlichung des BFH-Urteils zur schriftlichen Abstim-

mung zugeleitet. Die Abstimmungsfrist endet am 18. 

August 2016. Nach Abstimmung wird das BMF-

Schreiben zeitgleich mit dem BFH-Urteil im Bundessteu-

erblatt veröffentlicht. 

 

 

2. Wann wird die Senatsverwaltung für Finanzen eine 

Arbeitsanordnung an die Finanzämter - wenn noch nicht 

erfolgt - herausgeben, wie mit Anträgen von PAV auf 

Umsatzsteuerrückerstattung umzugehen ist? 

 

Zu 2.: Die Berliner Finanzämter werden die Regelun-

gen des veröffentlichten BMF-Schreibens auf die be-

troffenen Fälle anwenden, die Herausgabe einer zusätzli-

chen Arbeitsanordnung durch die Senatsverwaltung für 

Finanzen ist nicht erforderlich. 

 

 

3. Wann können PAV bei entsprechender Beantra-

gung unter Beachtung der vierjährigen Festsetzungsver-

jährungsfrist mit einer Umsatzsteuerrückerstattung rech-

nen? 

 

Zu 3.: Die Grundsätze des veröffentlichten BMF-

Schreibens werden in allen offenen Berufungsfällen an-

gewendet. 

 

4. Können PAV für Arbeitsvermittlungsfälle der Jahre 

vor 2010, die unter Nutzung des Vermittlungsgutscheins 

tätig waren, eine Umsatzsteuerrückerstattung geltend 

machen? 

 

Zu 4.: Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 

 

 

Berlin, den 11. Juli 2016 

 

 

In Vertretung 

 

Dr. Margaretha Sudhof 

Senatsverwaltung für Finanzen 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 20. Juli 2016) 


